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Gebühren für Röntgenuntersuchungen, Computertomographie 
(CT) und Magnetresonanztomographie (MRT), insbesondere 
bei Beurteilung beigebrachter Röntgenbilder oder beige-
brachter MRT-Folien (§ 43 Abs 1 Z 12 und § 49 Abs 1 GebAG)
1. Mit der Neufassung des § 31 Abs 1 Z 1 GebAG 

durch das BRÄG 2008 hat der Gesetzgeber mit 1. 1. 

2008 klargestellt, dass von dieser Bestimmung aus-

schließlich die dort näher bezeichneten variablen 

Kosten (wie zB die mit der Herstellung von Rönt-

genaufnahmen verbundenen Materialkosten) er-

fasst sind und alle anderen Aufwendungen mit der 

Gebühr für Mühewaltung abgegolten sind.

 Die Begründung, auch einem Sachverständigen, 

der bloß beigebrachte Röntgenbilder befundet hat, 

stehe die Mühewaltungsgebühr nach § 43 Abs 1 

Z 12 lit a GebAG ungekürzt zu, weil der Sachver-

ständige, der die Röntgenbilder selbst hergestellt 

habe, zusätzlich nach § 31 Z 1 GebAG (alte Fas-

sung) einen Kostenersatzanspruch für die Rönt-

genuntersuchung habe, ist mit dem nunmehr gel-

tenden Gesetzeswortlaut unvereinbar.

 Mit der Mühewaltungsgebühr nach § 43 Abs 1 Z 12 

GebAG sind auch die Fixkosten zur Aufrechter-

haltung der zur Vornahme von Röntgenuntersu-

chungen erforderlichen Ordinationsinfrastruktur 

abgegolten, weil der Sachverständige, der eine 

Röntgenuntersuchung vorgenommen hat, solche 

Kosten nicht gesondert verrechnen kann. Diese 

Gebühr beinhaltet somit einen Beitrag zu jenen 

Kosten, die mit der Anschaffung und Wartung der 

zur Vornahme von Röntgenuntersuchungen erfor-

derlichen Apparaturen verbunden sind. Die Abgel-

tung solcher Kosten entbehrt im Falle der Befun-

dung beigebrachter Röntgenbilder einer faktischen 

Grundlage.

2. Für die Befundung beigebrachter Röntgenbilder 

ist ein 50%iger Abschlag vom Tarif des § 43 Abs 1 

Z 12 lit a GebAG angemessen. Dies steht mit der 

Wertung des Gesetzgebers in § 49 Abs 3 Z 2 lit b 

 GebAG in Einklang, wonach dann, wenn Befund 

und Gutachten von verschiedenen Sachverstän-

digen stammen, dem Sachverständigen, der das 

Gutachten abgegeben hat, die Hälfte der für Be-

fund und Gutachten festgesetzten Gesamtgebühr 

gebührt.

 Da die Rekurswerberin für die Befundung der Rönt-

genbilder nur einen 40%igen Abschlag begehrt, ist 

im vorliegenden Fall ein Honorar von € 18,18 net-

to (60 % von € 30,30) pro Röntgenbild anzusetzen. 

Dies ergibt für 31 befundete Röntgenbilder einen 

Honoraranspruch von € 563,58.

3. Nicht zu folgen ist der Ansicht im Rekurs, es sei nur 

die Befundung der innerhalb der letzten fünf Jahre 

erstellten Röntgenbilder zu honorieren. Vielmehr 

muss die Beurteilung, welche konkreten Röntgen-

bilder zur Erfüllung des Gutachtensauftrags befun-

det werden müssen, dem medizinischen Sachver-

ständigen überlassen werden, weil nur dieser über 

die entsprechende Fachkunde verfügt.

4. Auch die Frage, ob die Befundung beigebrach-

ter MRT- oder CT-Bilder nach § 43 Abs 1 Z 12 lit a 

GebAG zu honorieren ist, wurde in der Rechtspre-

chung uneinheitlich beantwortet. § 49 Abs 1 GebAG 

bestimmt, dass dann, wenn von einem in §§ 43 bis 

48 GebAG erfassten Sachverständigen eine Leis-

tung erbracht wird, die in diesen Bestimmungen 

nicht angeführt ist, aber wegen ihrer Ähnlichkeit 

mit den dort angeführten Leistungen ihnen gleich-

gehalten werden kann, die erbrachte Leistung mit 

der für die nächstähnliche Leistung vorgesehenen 

Gebühr zu entlohnen ist. Nun handelt es sich bei 

der Computertomographie (CT), bei der Magnetre-

sonanztomographie (MRT) und bei der klassischen 

Röntgenuntersuchung allesamt um in der medizini-

schen Diagnostik eingesetzte bildgebende Verfah-

ren. Die Verfahren unterscheiden sich in der Art der 

Bilderzeugung (bei Röntgenuntersuchungen und 

CT Röntgenstrahlung, bei MRT Kernspinresonanz) 

und nach der Art der erzeugten Bilddaten (Schnitt-

bilder, Projektionsbilder, Oberflächenabbildungen). 

Gemeinsam ist ihnen, dass sie in der Regel stati-

sche Aufnahmen liefern, die vom Arzt befundet 

werden.

5. Der Sachverständige hat klargestellt, dass er nicht 

die Befundung einzelner MRT-Aufnahmen ver-

rechnet hat, sondern von Folien, auf denen jeweils 

mehrere Datensätze (zirka 25 Bilder pro Folie) zu-

sammengefasst dargestellt sind. Eine MRT-Untersu-

chung (oder CT-Untersuchung) mit anschließender 

Befundung der auf Folien abgebildeten MRT- (oder 

CT-)Datensätze kann durchaus als ähnliche ärztli-

che Leistung wie eine Röntgenuntersuchung mit 

Befundung der dabei hergestellten Röntgenbilder 

angesehen werden. Eine solche Untersuchung ist 

daher in Anwendung des § 49 Abs 1 GebAG analog 

§ 43 Abs 1 Z 12 lit a GebAG mit dem dort vorge-

sehenen Pauschalbetrag pro Folie zu honorieren. 

Im vorliegenden Fall hat der Sachverständige kei-

ne MRT-Untersuchung vorgenommen, sondern be-

reits vorhandene MRT-Folien befundet. Dies stellt 
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eine der Befundung beigebrachter Röntgenbilder 

ähnliche ärztliche Leistung dar. Vom Tarif nach § 43 

Abs 1 Z 12 lit a GebAG ist daher ein 50%iger Ab-

schlag vorzunehmen, sodass für jede befundete 

MRT-Folie ein Honorar von € 15,15 netto zuzuer-

kennen ist. Dies ergibt für die befundeten 17 Stück 

MRT-Folien einen Gebührenanspruch in Höhe von 

€ 257,55 netto.

OLG Wien vom 3. Juli 2018, 8 Rs 20/18x

Der in der gegenständlichen Sozialrechtssache bestellte 
Sachverständige aus dem Fach der Orthopädie Dr. N. N. 
beanspruchte für die Erstattung von Befund und Gutach-
ten und seine Teilnahme an der mündlichen Verhandlung 
(zuletzt) Gebühren in Höhe von netto € 1.755,– zuzüglich 
20 % Umsatzsteuer (brutto € 2.106,–). Gegenstand des 
Rekurses sind Gebühren für die Befundung von (vom 
Sachverständigen nicht selbst hergestellten) Röntgen-Fo-
lien und MRT-Folien, die in der Gebührennote – zusätzlich 
zu einer nach § 43 Abs 1 Z 1 lit d GebAG verzeichneten 
Gebühr für Mühewaltung – wie folgt geltend gemacht wur-
den (netto):

GebAG Anzahl Einzelpreis
Gesamt-
preis

selbst befundete 
Röntgenbilder

§ 43 Abs 1 
Z 12 lit a

31 € 30,39 € 939,30

selbst befundete 
MRT-Bilder

§ 43 Abs 1 
Z 12 lit a

17 € 30,39 € 515,10

Die Beklagte äußerte sich im Verfahren zur Gebührennote 
dahin, Gebühren für die selbst befundeten MRT- und Rönt-
genbilder stünden nicht zu.

Mit dem angefochtenen Beschluss bestimmte das Erst-
gericht die Sachverständigengebühren antragsgemäß. 
Rechtlich führte es aus, nach neuerer Judikatur (insbeson-
dere OLG Wien 17 Bs 29/17i) stehe für die Befundaufnah-
me und die Beurteilung dem ärztlichen Sachverständigen 
zusätzlich zur Honorierung nach § 43 Abs 1 Z 1 GebAG 
auch dann der volle Ansatz nach § 43 Abs 1 Z 12 lit a 
GebAG zu, wenn er die Röntgenaufnahmen nicht selbst 
gemacht habe (OLG Wien 11 R 72/16p; 16 R 158/14y – je-
weils mwN; Dokalik/Weber, Das Recht der Sachverständi-
gen und Dolmetscher3, § 43 GebAG Rz 32 mwN). Begrün-
det werde dies unter anderem damit, dass § 31 Abs 1 Z 1 
GebAG für die Anfertigung der Röntgenbilder noch einen 
gesonderten Kostenersatz vorsehe (Krammer/Schmidt, 
SDG – GebAG3, § 43 GebAG E 29 mwN).

Solcherart überholt sei zB die Entscheidung des OLG Linz 
vom 10. 6. 1998, 1 R 128/98v (RIS-Justiz RL0000034).

Auch das OLG Graz habe in der Entscheidung vom 12. 9. 
2012, 8 Bs 365/12f, ausgesprochen, dass Untersuchungen 
wie der gegenständlichen die Beurteilung der Qualität von 
allenfalls angefertigten Röntgenaufnahmen immanent sei, 
weshalb auch die dafür vorgesehene Einzelgebühr nach 
§ 43 Abs 1 Z 12 GebAG zustehe (siehe SV 2012, 220).

An Kürzungen sei nur bei Beurteilung von Serien-Rönt-
genbildern in der Computertomographie (und genauso 

von vergleichbaren Schnittbildern in der Magnetreso-
nanztomographie) zu denken, weil die Tätigkeit auf ganz 
andere Weise erfolge und gerade nicht die Beurteilung 
jedes einzelnen Bildes, sondern die gesamthafte Beur-
teilung des Datensatzes zum Ziel habe, sodass die He-
ranziehung der in § 43 Abs 1 Z 12 GebAG normierten 
– am Einzelbild orientierten – Mühewaltungsgebühr bei 
der Befundung von Serienbildern zu einer völlig unange-
messenen – zur Mühewaltungsgebühr für die Erstellung 
des Gutachtens in keiner Relation stehenden – Entloh-
nung führen würde (siehe OLG Linz 2. 2. 2011, 12 Rs 
13/11k, mwN).

Der Sachverständige habe nicht nur die Anzahl jedes 
selbst befundeten Bildes angeführt, sondern diese auch 
gesondert im Gutachten beschrieben. Den für den Be-
fund notwendigen Sachverhalt müsse der Sachverstän-
dige selbst ermitteln; er könne zu diesem Zweck unmit-
telbar an Parteien und auch an Dritte herantreten und 
Sachen und Örtlichkeiten in Augenschein nehmen (vgl 
Rechberger in Rechberger, ZPO4, § 359 E 2 mwN). Es 
obliege daher der Ermittlungstätigkeit des Sachverständi-
gen, die von der Klägerin vorgelegten MRT- und Röntgen-
bilder auf ihre Relevanz hin zu prüfen und sodann selbst 
zu befunden.

Dem Sachverständigen seien daher die vollen Gebühren 
für selbst befundete MRT- und Röntgenbilder nach § 43 
Abs 1 Z 12 lit a GebAG (€ 30,30 je Aufnahme) zuzuspre-
chen.

Gegen diesen Beschluss richtet sich der Rekurs der Be-
klagten, insoweit für die Befundung der Röntgenbilder 
mehr als € 309,06 netto und für die Befundung der MRT-
Bilder mehr als € 120,– netto zugesprochen wurden, mit 
dem Antrag, den angefochtenen Beschluss im Sinne der 
Bestimmung der Sachverständigengebühr mit € 875,– (in-
klusive 20 % Umsatzsteuer) abzuändern.

Der Sachverständige beantragt, dem Rekurs nicht Folge 
zu geben.

Der Rekurs ist teilweise berechtigt.

Die Rekurswerberin macht unter Hinweis auf OLG Wien 
7 Rs 200/03p geltend, der volle Tarifansatz des § 43 Abs 1 
Z 12 lit a GebAG stehe nur dem Sachverständigen zu, der 
die Röntgenbilder auch selbst hergestellt habe. Die blo-
ße Befundung beigebrachter Röntgenbilder sei hingegen 
bloß mit 60 % des Tarifansatzes zu veranschlagen, weil 
in diesem Fall der Sachverständige mit keinerlei Fixkosten 
belastet sei, die mit der Herstellung von Röntgenbildern 
verbunden seien. Es sei daher im vorliegenden Fall von 
einem Honorar von € 18,18 netto (60 % von € 30,30) pro 
Bild auszugehen.

Weiters sei nur die Befundung der innerhalb der letzten 
fünf Jahre vor der Untersuchung durch den Sachverstän-
digen hergestellten 17 Stück Röntgenbilder zu honorie-
ren. Im Sinne der gebotenen ökonomischen Vorgangs-
weise stehe es nicht im Belieben des Sachverständigen, 
wahllos eine Vielzahl von Röntgenbildern zu begutach-
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ten. Die Befundung aller Röntgenbilder, die älter als fünf 
Jahre seien, sei nicht notwendig gewesen, zumal ein 
entsprechender Befund eines Facharztes für Radiologie 
dazu vorliege.

Betreffend die Befundung der MRT-Bilder vertritt die Re-
kurswerberin unter Hinweis auf OLG Linz 12 Rs 13/11k 
den Standpunkt, diese Tätigkeit sei mit der Gebühr für Mü-
hewaltung nach § 34 Abs 3 Z 3 GebAG zu honorieren, 
wobei von der dort vorgesehenen Obergrenze in Höhe von 
€ 150,– in Sozialrechtssachen gemäß § 34 Abs 2 GebAG 
ein Abschlag von 20 % vorzunehmen sei, sodass ein Ho-
norar von € 120,– netto für jede begonnene Stunde zu-
stehe. Es sei davon auszugehen, dass die Befundung der 
MRT-Bilder im gegenständlichen Fall einen Zeitaufwand 
von 30 bis 45 Minuten in Anspruch genommen habe, so-
dass diese Tätigkeit mit € 120,– netto (eine begonnene 
Stunde) zu honorieren sei.

Hierzu wurde erwogen:

1. Zur Befundung der Röntgenbilder:

Die Frage, ob einem Sachverständigen für die Befun-
dung von beigebrachten Röntgenbildern die in § 43 
Abs 1 Z 12 lit a GebAG vorgesehene Gebühr ungekürzt 
zusteht oder ob ein Abschlag vorzunehmen ist, wurde in 
der Rechtsprechung seit jeher uneinheitlich entschieden. 
Eine Rechtsprechungslinie vertritt die Ansicht, der Sach-
verständige erhalte für jedes Röntgenbild die volle Ge-
bühr, unabhängig davon, ob er die Röntgenbilder selbst 
angefertigt habe oder nicht; dies ergebe sich aus § 31 
Z 1  GebAG wonach dem Sachverständigen ein Kosten-
ersatz für die Röntgenuntersuchung zustehe (Krammer/
Schmidt, SDG – GebAG3 [2001] § 43 GebAG E 29 mwN). 
Nach zahlreichen anderen Entscheidungen ist von der 
Gebühr nach § 43 Abs 1 Z 12 lit a GebAG ein Abschlag 
vorzunehmen, wenn der Sachverständige die Röntgen-
aufnahmen nicht selbst hergestellt hat, wobei Abschläge 
von einem Viertel, der Hälfte und von zwei Dritteln der 
Gebühr als angemessen erachtet wurden (Krammer/
Schmidt, aaO, E 30 mwN).

Richtig ist, dass in mehreren jüngeren (unveröffentlich-
ten) Entscheidungen (unter Berufung auf die in Krammer/
Schmidt, SDG – GebAG3, §43 GebAG E 29 zitierte Judi-
katur) für die bloße Befundung von – vom Sachverstän-
digen nicht selbst hergestellten – Röntgenbildern die in 
§ 43 Abs 1 Z 12 lit a GebAG vorgesehene Gebühr (derzeit 
€ 30,30 pro Aufnahme) ungekürzt zugesprochen wurde 
(zB OLG Wien 16 R 158/14v; 15 R 237/14d; 15 R 147/15w; 
17 Bs 29/17i).

Der Tarif nach § 43 Abs 1 Z 12 lit a GebAG stellt auf eine 
„Röntgenuntersuchung samt Befund und Gutachten“, so-
mit auf die Untersuchung durch einen Röntgenfacharzt, 
der eine Röntgenaufnahme herstellt (bzw im Falle der lit b 
eine Durchleuchtung vornimmt) und befundet, ab.

Wie erwähnt, wurde die Rechtsansicht, der Pauschalsatz 
pro Bild stehe auch einem Sachverständigen, der beige-
brachte Röntgenbilder befundet hat, ungekürzt zu, damit 

begründet, dass für eine Röntgenuntersuchung Kostener-
satz nach § 31 Z 1 GebAG zustehe (Krammer/Schmidt, 
SDG – GebAG3, § 43 GebAG E 29). Diese Entscheidun-
gen gingen offenbar davon aus, dass die Tätigkeit des 
Herstellens von Röntgenbildern (einschließlich der Ent-
scheidung, welche konkreten Aufnahmen gemacht werden 
sollen) nach § 31 Z 1 GebAG zu honorieren sei und der 
Tarif nach § 43 Abs 1 Z 12 GebAG für die anschließende 
Befundung und Begutachtung zustehe. Dabei wird überse-
hen, dass die nach § 31 GebAG dem Sachverständigen zu 
ersetzenden sonstigen Kosten keine Gebühr für Mühewal-
tung darstellen. Diese Rechtsprechungslinie wurzelt in der 
ursprünglichen Formulierung des § 31 Z 1 GebAG, die in 
der bis 31. 12. 2007 geltenden Fassung lautete (Unterstrei-
chung durch das Rekursgericht):

„Sonstige Kosten

§ 31. Dem Sachverständigen sind die sonst mit seiner Tä-
tigkeit notwendigerweise verbundenen Kosten zu ersetzen. 
Dazu zählen besonders 

1. die Kosten für die Anfertigung von Lichtbildern, Ablich-
tungen, Lichtpausen, Zeichnungen und für Röntgenunter-
suchungen; 

...“

Nach mehreren dazu ergangenen Entscheidungen waren 
mit den „sonstigen Kosten“ schon nach der alten Rechts-
lage nur die variablen, durch die konkrete Tätigkeit verur-
sachten Kosten, nicht aber fixe, etwa zur Aufrechterhaltung 
der Büro- (oder Ordinations-)Infrastruktur erforderliche, 
Kosten gemeint (vgl Krammer/Schmidt, SDG – GebAG3, 
§ 31 GebAG E 3 und E 7).

§ 31 GebAG erhielt mit dem Berufsrechts-Änderungsgesetz 
2008 (BRÄG 2008), BGBl I 2007/111, eine neue Fassung. 
Diese am 1. 1. 2008 in Kraft getreten Fassung lautet (aus-
zugsweise; Unterstreichungen durch das Rekursgericht):

„Sonstige Kosten

§ 31. (1) Den Sachverständigen sind ausschließlich folgen-
de mit der Erfüllung ihres jeweiligen Gutachtensauftrags 
notwendigerweise verbundene variable Kosten, nicht aber 
Fixkosten zu ersetzen:

1. die Materialkosten für die Anfertigung von Kopien, Aus-
drucken, Fotos, Zeichnungen, Modellen, Röntgenaufnah-
men, sonstige Dokumentationen und Vervielfältigungen;

2. die Kosten für die bei der Untersuchung verbrauchten 
Materialien (insbesondere Filmmaterial, Reagenzien, Che-
mikalien, Farbstoffe, Präparate, Injektionsmittel);

3. die Kosten für die Übertragung bzw. das Reinschreiben 
von Befund und Gutachten einschließlich der Beilagen 
hierzu sowie der von den Sachverständigen im Zuge ihrer 
Tätigkeit auszufertigenden Schriftstücke im Betrag von 2 
Euro für jede Seite der Urschrift und von 60 Cent einer 
Ausfertigung, ...; mit diesen Kosten sind auch die hierfür 
verwendeten Schreibkräfte, Schreibmittel und Geräte ab-
gegolten;
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4. die Kosten für die Benützung der von ihnen nicht selbst 
beigestellten, besonderen fallspezifischen Hilfsmittel, 
Werkzeuge, Programme und Geräte, die nicht zur üblichen 
Grundausstattung von in diesem Fachgebiet tätigen Sach-
verständigen gehören;

5. die von den Sachverständigen zu entrichtenden Ent-
gelte und Gebühren für Leistungen und Dienste, die für 
Befundaufnahme und Gutachtenserstattung durch die 
Sachverständigen notwendig sind und welche die Sach-
verständigen üblicherweise nicht selbst erbringen und die 
auch nicht zur üblichen Grundausstattung und Infrastruk-
tur der in diesem Fachgebiet tätigen Sachverständigen ge-
hören ...;

6. die von der Sachverständigengebühr zu entrichtende 
Umsatzsteuer; sie ist gesondert an- und zuzusprechen.

(2) Alle anderen Aufwendungen sind mit der Gebühr für 
Mühewaltung abgegolten.“

Mit der Neufassung des § 31 GebAG hat der Gesetzgeber 
klargestellt, dass von dieser Bestimmung ausschließlich 
die dort näher bezeichneten variablen Kosten, wie zB die 
mit der Herstellung von Röntgenaufnahmen verbundenen 
Materialkosten, erfasst sind und alle anderen Aufwendun-
gen mit der Gebühr für Mühewaltung abgegolten sind.

Die Begründung, auch einem Sachverständigen, der bloß 
beigebrachte Röntgenbilder befundet hat, stehe die Mühe-
waltungsgebühr nach § 43 Abs 1 Z 12 lit a GebAG unge-
kürzt zu, weil der Sachverständige, der die Röntgenbilder 
selbst hergestellt habe, zusätzlich nach § 31 Z 1 GebAG 
(alte Fassung) einen Kostenersatzanspruch für die Rönt-
genuntersuchung habe, ist mit dem nunmehr geltenden 
Gesetzeswortlaut unvereinbar.

Mit der Mühewaltungsgebühr nach § 43 Abs 1 Z 12 GebAG 
sind auch die Fixkosten zur Aufrechterhaltung der zur Vor-
nahme von Röntgenuntersuchungen erforderlichen Ordi-
nationsinfrastruktur abgegolten, weil der Sachverständige, 
der eine Röntgenuntersuchung vorgenommen hat, solche 
Kosten nicht gesondert verrechnen kann. Diese Gebühr 
beinhaltet somit einen Beitrag zu jenen Kosten, die mit der 
Anschaffung und Wartung der zur Vornahme von Röntgen-
untersuchungen erforderlichen Apparaturen verbunden 
sind. Die Abgeltung solcher Kosten entbehrt im Falle der 
Befundung beigebrachter Röntgenbilder einer faktischen 
Grundlage und wäre daher nicht sachgerecht.

Der Rekurswerberin ist daher zuzustimmen, dass im vorlie-
genden Fall die vom Sachverständigen (zusätzlich zu der 
nach § 43 Abs 1 Z 1 lit d GebAG beanspruchten Gebühr 
für Mühewaltung) für die Befundung von Röntgenbildern 
geltend gemachte Mühewaltungsgebühr nach § 43 Abs 1 
Z 12 lit a GebAG nicht ungekürzt zuzusprechen, sondern 
ein Abschlag vorzunehmen ist (in diesem Sinn auch OLG 
Graz 6 Rs 27/17p).

Nicht zu folgen ist der Ansicht im Rekurs, es sei nur die 
Befundung der innerhalb der letzten fünf Jahre erstellten 
Röntgenbilder zu honorieren. Vielmehr muss die Beurtei-
lung, welche konkreten Röntgenbilder zur Erfüllung des 

Gutachtensauftrags befundet werden müssen, dem medi-
zinischen Sachverständigen überlassen werden, weil nur 
dieser über die entsprechende Fachkunde verfügt.

Das Rekursgericht erachtet für die Befundung beigebrach-
ter Röntgenbilder einen 50%igen Abschlag vom Tarif des 
§ 43 Abs 1 Z 12 lit a GebAG als angemessen. Dies steht 
mit der Wertung des Gesetzgebers in § 49 Abs 3 Z 2 lit b 
GebAG in Einklang, wonach dann, wenn Befund und Gut-
achten von verschiedenen Sachverständigen stammen, 
dem Sachverständigen, der das Gutachten abgegeben 
hat, die Hälfte der für Befund und Gutachten festgesetzten 
Gesamtgebühr gebührt.

Da die Rekurswerberin für die Befundung der Röntgenbil-
der nur einen 40%igen Abschlag begehrt, ist im vorliegen-
den Fall ein Honorar von € 18,18 netto (60 % von € 30,30) 
pro Röntgenbild anzusetzen. Dies ergibt für 31 befundete 
Röntgenbilder einen Honoraranspruch von € 563,58.

2. Zur Befundung der MRT-Folien:

Auch die Frage, ob die Befundung beigebrachter MRT- 
oder CT-Bilder nach § 43 Abs 1 Z 12 lit a GebAG zu ho-
norieren ist, wurde in der Rechtsprechung uneinheitlich 
beantwortet (zur Computertomographie vgl Krammer/
Schmidt, SDG – GebAG3, § 43 GebAG E 38 bis E 40). 
Das OLG Linz vertritt in ständiger Rechtsprechung die 
Ansicht, die Beurteilung von Serien-Röntgenbildern in der 
Computertomographie (und genauso von vergleichbaren 
Schnittbildern in der Magnetresonanztomographie) sei 
mit der Befundung herkömmlicher Röntgenbilder nicht 
zu vergleichen, weil die Tätigkeit auf ganz andere Weise 
erfolge und gerade nicht die Beurteilung jedes einzelnen 
Bildes, sondern die gesamthafte Beurteilung des Da-
tensatzes zum Ziel habe, sodass die Heranziehung der 
in § 43 Abs 1 Z 12 GebAG normierten – am Einzelbild 
orientierten – Mühewaltungsgebühr bei der Befundung 
von Serienbildern zu einer völlig unangemessenen – zur 
Mühewaltungsgebühr für die Erstellung des Gutachtens 
in keiner Relation stehenden – Entlohnung führen würde. 
Die Mühewaltungsgebühr für die Beurteilung nicht selbst 
hergestellter CT- oder MRT-Aufnahmen sei nach § 34 
 GebAG zu bestimmen, wobei im Sozialrechtsverfahren 
von dem höchstmöglichen Ansatz von € 150,– pro begon-
nener Stunde (§ 34 Abs 3 Z 3 GebAG) gemäß § 34 Abs 2 
GebAG ein 20%iger Abschlag vorzunehmen sei (siehe 
hierzu die Entscheidung des OLG Linz 12 Rs 13/11k, auf 
die sich die Rekurswerberin beruft).

Krammer/Schmidt vertreten für die Computertomographie 
die Ansicht, eine solche sei nach § 43 Abs 1 Z 12 lit a 
GebAG zu honorieren, weil § 43 GebAG eine grundsätz-
lich abschließende Tarifregelung für ärztliche Sachver-
ständigenleistungen enthalte, die bei den dort angeführten 
Leistungen nicht verlassen werden dürfe, und die Com-
putertomographie eine Röntgenuntersuchung darstelle 
(Krammer/Schmidt, SDG – GebAG3, § 34 GebAG Anm zu 
E 71 und § 43 GebAG Anm zu E 40.).

§ 49 Abs 1 GebAG bestimmt, dass dann, wenn von ei-
nem in §§ 43 bis 48 GebAG erfassten Sachverständigen 
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eine Leistung erbracht wird, die in diesen Bestimmungen 
nicht angeführt ist, aber wegen ihrer Ähnlichkeit mit den 
dort angeführten Leistungen ihnen gleichgehalten werden 
kann, die erbrachte Leistung mit der für die nächstähnliche 
Leistung vorgesehenen Gebühr zu entlohnen ist.

Nun handelt es sich bei der Computertomographie (CT), 
bei der Magnetresonanztomographie (MRT) und bei der 
klassischen Röntgenuntersuchung allesamt um in der me-
dizinischen Diagnostik eingesetzte bildgebende Verfahren. 
Die Verfahren unterscheiden sich in der Art der Bilder-
zeugung (bei Röntgenuntersuchungen und CT Röntgen-
strahlung; bei MRT Kernspinresonanz) und nach der Art 
der erzeugten Bilddaten (Schnittbilder, Projektionsbilder, 
Oberflächenabbildungen). Gemeinsam ist ihnen, dass sie 
in der Regel statische Aufnahmen liefern (vgl de.wikipedia.
org/wiki/Bildgebendes_Verfahren), die vom Arzt befundet 
werden.

Der Sachverständige hat in seiner Rekursbeantwortung 
klargestellt, dass er in seiner Gebührennote nicht die Be-
fundung einzelner MRT-Aufnahmen verrechnet hat, son-
dern Folien, auf denen jeweils mehrere Datensätze (zir-
ka 25 Bilder pro Folie) zusammengefasst dargestellt sind. 
Dies deckt sich mit der Zusammenstellung auf Seite 7 des 
Gutachtens, in welcher ausdrücklich von insgesamt 17 be-
fundeten „MRT-Folien“ die Rede ist.

Eine MRT-Untersuchung (oder CT-Untersuchung) mit an-
schließender Befundung der auf Folien abgebildeten MRT- 
(oder CT-)Datensätze kann durchaus als ähnliche ärztliche 
Leistung wie eine Röntgenuntersuchung mit Befundung 
der dabei hergestellten Röntgenbilder angesehen werden. 
Eine solche Untersuchung ist daher in Anwendung des 
§ 49 Abs 1 GebAG analog § 43 Abs 1 Z 12 lit a GebAG 
mit dem dort vorgesehenen Pauschalbetrag pro Folie zu 
honorieren.

Im vorliegenden Fall hat der Sachverständige keine MRT-
Untersuchung vorgenommen, sondern bereits vorhandene 
MRT-Folien befundet. Dies stellt eine der Befundung bei-
gebrachter Röntgenbilder ähnliche ärztliche Leistung dar. 
Aufgrund der oben unter Punkt 1. dargestellten Erwägun-
gen ist vom Tarif nach § 43 Abs 1 Z 12 lit a GebAG ein 
50%iger Abschlag vorzunehmen, sodass für jede befun-
dete MRT-Folie ein Honorar von € 15,15 netto zuzuerken-
nen ist. Dies ergibt für die befundeten 17 Stück MRT-Folien 
einen Gebührenanspruch in Höhe von € 257,55 netto.

3. Von den vom Sachverständigen in seiner (korrigierten) 
Gebührennote verzeichneten Gebühren sind Positionen in 
Höhe von zusammen € 300,60 netto unstrittig. Zuzüglich 
€ 563,58 netto für die Befundung von Röntgen-Folien und 
€ 257,55 für die Befundung von MRT-Folien besteht der 
Gebührenanspruch mit € 1.121,73 netto zu Recht. Zuzüg-
lich 20 % Umsatzsteuer in Höhe von € 224,35 errechnet 
sich die Bruttosumme mit gerundet (§ 39 Abs 2 GebAG) 
€ 1.346,10.

Dem Rekurs war daher durch Bestimmung der Sachver-
ständigengebühr in dieser Höhe teilweise Folge zu geben.

Eine Kostenentscheidung hat zu entfallen, weil die Rekurs-
werberin zutreffend keine Kosten verzeichnet hat (§ 41 
Abs 3 letzter Satz GebAG).

Der Revisionsrekurs ist gemäß § 2 ASGG iVm § 528 Abs 2 
Z 5 ZPO jedenfalls unzulässig.

Anmerkungen:

1. Mit weitgehend gleichen Argumenten auch die Ent-
scheidungen des OLG Wien 8 Rs 19/18z; 8 Rs 45/18y; 
10 Rs 20/18 d.

2. Die eingehende und überzeugende Begründung der 
hier abgedruckten Entscheidung könnte zu einer Verein-

heitlichung der verschiedenen Rechtsprechungslinien 
entscheidend beitragen (vgl zuletzt aber SV 2017/1, 40).

3. Die grundsätzliche Problematik des Arzttarifs des 

§ 43 GebAG ist auch bei dieser Entscheidung deutlich 

erkennbar.

Ein Überdenken des Arzttarifs, wohl auch aller ande-

ren Tarife des GebAG, erachte ich – abgesehen von der 
gesetzlich gebotenen Valorisierung (§ 64 GebAG) – für 
vordringlich.

Harald Krammer


